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Vorwort 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor  Dr. Bernhard Pfister, 
München, möchte ich an dieser Stelle meinen besonderen Dank dafür 
aussprechen, daß er mir das Thema „Die Banque de France: Organisation 
und Operationen unter besonderer Berücksichtigung der Periode von 1946 
bis 1968 und unter vergleichender Einbeziehung ausländischer Zentral-
bankoperationen" als Dissertation zur Bearbeitung übertragen hat. 

Gleichfalls besonders danken möchte ich dem Generalsekretariat der 
Banque de France und dem Sekretariat des Conseil National du Crédit 
für die umfangreiche Unterstützung meiner Arbeit. Mein Dank gi l t 
außerdem den Zentralbanken von Belgien, Dänemark, Finnland, Grie-
chenland, Holland, Italien, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, 
der Schweiz und Spanien, dem Board of Governors of the Federal Reserve 
System, der Deutschen Bundesbank und der Barclays Bank, Ltd. für die 
bereitwil l ig erteilten Auskünfte. 

Da sich der Gegenstand meiner Arbeit in ständigem Fluß befindet, war 
es unumgänglich, die Untersuchungen zu einem bestimmten Zeitpunkt 
abzuschließen. Für alle Länder mi t Ausnahme von Frankreich wurden 
durchweg die Verhältnisse bis etwa Mit te 1969 zugrunde gelegt; für 
Frankreich galt als Abschlußtermin grundsätzlich März 1970. 

Mar grit Mersch 
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Einleitung: Geschichtlicher Überblick 

A m 18. Januar 1800 wurde die Banque de France in Paris als private 
Aktiengesellschaft gegründet, die etwa einen Monat später, am 20. Fe-
bruar, mi t einem auf 30 Mil l ionen Franken festgesetzten Kapital ihre 
Geschäfte als Diskont-, Depositen-, Noten- und Solawechselbank auf-
nahm. Als Privatbank unterlag die Banque de France keiner besonderen 
staatlichen Einflußnahme, zumal fünf  weitere Bankinstitute in Paris 
Noten emittierten1. Gemäß den Statuten des Jahres 1800 besaß die Bank 
folgende Organe: die Generalversammlung (assemblée générale), den 
Generalrat (conseil général) und mehrere Ausschüsse (comités), deren 
wichtigster der Zentralausschuß (comité central) war 2 . 

Die Generalversammlung, die sich aus den 200 französischen Aktionä-
ren mi t dem größten Aktienkapital der Bank zusammensetzte, wählte 
die 15 Regenten (régents) und die 3 Zensoren oder Kommissare (censeurs), 
die den Generalrat bildeten, der für die Gestaltung und Durchführung 
der Bankoperationen verantwortlich war und der aus seiner Mit te die 
Mitglieder der Ausschüsse bestimmte. Der Zentralausschuß, dessen Prä-
sident ex officio  dem Generalrat und der Generalversammlung vorstand, 
leitete die täglichen Geschäfte der Bank, wobei er von den übrigen Aus-
schüssen8 unterstützt wurde. Der Erwerb der Mitgliedschaft eines Organs 
der Bank war lediglich den Aktionären vorbehalten. 

Bereits im Jahre 1803 erhielt die Banque de France durch ein Gesetz 
vom 14. Apr i l 4 für 15 Jahre das Emissionsprivileg für Paris, verbunden 

1 Es handelt sich u m die Caisse d'Escompte du Commerce, den Comptoir 
Commercial, die Factorerie du Commerce, die Caisse d'Echange des Monnaies 
und die Caisse Territoriale. Cf. Dauphin-Meunier , Α . : La Banque de France, 6e 
édition, Gall imard, Paris 1937, S. 26; Potut,  G.: La Banque de France du franc 
de Germinal au crédit contrôlé (préface de Baumgartner, W.), Pion, Paris 1961, 
S. 51 ; Ramon, G.: Histoire de la Banque de France d'après les sources originales, 
4e édition, Grasset, B., Paris 1929, S. 38. 

1 Cf. Lair , L. : La Banque de France, 6e édit ion mise à jour au 1er janvier 
1954, éditions Banque, Paris 1954, S. 59 f. 

8 Es handelt sich u. a. u m den Ausschuß für die Prüfung der Bücher und des 
Wechselmaterials, den Ausschuß für die Prüfung der Kassenbestände und den 
Ausschuß für die Notenemission. Cf. Girard-Blanc , H.: La Banque de France 
et la réforme de la lo i du 24 ju i l le t 1936, Diss. Grenoble 1937, S. 50-55; Dierschke, 
K . und Müller,  F. (Hrsg.): Die Notenbanken der Welt, Bd. 2, Anhang (Gesetzes-
texte) : Frankreich, Ber l in 1926, S. 373 - 576, S. 393 - 395. 

4 Cf. lo i du 24 germinal an X I (14 avr i l 1803), in : Dierschke,  K . und Müller,  F. 
(Hrsg.) : op. cit., S. 373 - 378. 
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mi t der Auflage für die Aktionäre, die Gesellschaft während der Dauer 
des Privilegs nicht aufzulösen. Zugleich sah das Gesetz die Bildung eines 
Diskontrates (conseil d'escompte) vor, dessen 12 Mitglieder, Pariser Ge-
schäftsleute und zugleich Aktionäre der Bank, von den Zensoren gewählt 
wurden und die Aufgabe hatten, die zum Diskont eingereichten Wechsel 
zu prüfen. Die völlige Unabhängigkeit der Bank von der Regierung 
wurde durch dieses Gesetz nicht angetastet. 

Sehr bald jedoch führten Differenzen  zwischen der Leitung der Bank 
und der Regierung hinsichtlich der Finanzierung des Krieges gegen 
Österreich zu Bemühungen Napoleons, den Zustand völliger Unabhän-
gigkeit der Banque de France zu beenden. Im März des Jahres 1806 er-
klärte Napoleon vor dem Staatsrat: „ 'La Banque n'appartient pas seule-
ment aux actionnaires; elle appartient aussi à l 'Etat, puisqu'i l lu i donne 
le privilège de battre monna ie 5 . . . Je veux que la Banque soit assez dans 
les mains du Governement et n'y soit pas trop' " e , und bereits einen Monat 
später wurde das Gesetz vom 22. Apr i l erlassen, das eine erste Einfiuß-
nahme des Staates auf die Leitung der Bank ermöglichte7. Infolge der 
Verleihung des Notenausgabemonopols für Paris an die Bank und seiner 
Verlängerung bis zum Jahre 1843 sah sich der Staat dazu berechtigt, 
den Zentralausschuß durch einen Präsidenten (gouverneur) und zwei 
Vizepräsidenten (sous-gouverneurs) zu ersetzen, die durch Erlaß vom 
Staatsoberhaupt ernannt wurden. Der Gouverneur, der Aktionär der 
Bank sein mußte, übernahm die Aufgaben und Befugnisse des Präsiden-
ten des Zentralausschusses, während die Vizepräsidenten, ebenfalls Ak -
tionäre, die ihnen vom Gouverneur zugewiesenen Aufgaben erledigten. 
Zusammen mi t den 3 staatlichen Kassenbeamten, die sich gemäß dem 
Gesetz vom 22. Apr i l 1806 unter den Regenten der Bank befinden muß-
ten, vertraten sie den Staat im Generalrat. 

Das Gesetz von 1806 blieb im wesentlichen, abgesehen von zahlreichen 
Ergänzungen, für die Banque de France bis 1936 bestimmend. Eine erste 
Ergänzung erfolgte durch den kaiserlichen Erlaß vom 16. Januar 18088, 

6 Der Terminus technicus „battre monnaie" beinhaltet zu jener Zeit auch die 
Notenemission, da das Wort „émission" als finanztechnischer Ausdruck erst seit 
1811 besteht. Cf. ν. Wartburg,  W.: Französisches Etymologisches Wörterbuch. 
Eine darstellung des galloromanischen Sprachschatzes, 3. Bd., Leipzig, Ber l in 
1934, S. 221; Bloch,  O. et v.  Wartburg, W.: Dictionnaire étymologique de la 
langue française (préface d'A. Meillet), 4e édition, Presses Universitaires de 
France, Paris 1964, S. 219. 

β Griff oui, Α . : Cours de Banque et organisation de la Banque de France, 
Impr. de l'Est, Paris 1945, S. 63; Ramon, G.: op. cit., S. 77; Netter,  M.: Les 
institutions monétaires en France, Collection „Que sais-je?", No 1261, Presses 
Universitaires de France, Paris 1967, S. 26. 

7 Cf. lo i du 22 avr i l 1806, in : Dierschke,  K . und Müller,  F. (Hrsg.): op. cit., 
S.379 - 384. 

8 Cf. décret du 16 janvier 1808, in : Dierschke,  K . und Müller,  F. (Hrsg.): op cit., 
S. 385 - 395. Dieser Erlaß wurde auch als „statuts fondamentaux" bezeichnet. 
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der unter anderem die Errichtung von Zweiganstalten (succursales) in 
anderen Städten vorsah. I n den folgenden Jahrzehnten gründete die 
Bank nach dem organisatorischen Vorbi ld des Hauptsitzes in Paris 
zahlreiche Zweiganstalten9, wobei sie für die Orte ihrer Niederlassungen 
seit 1810 stets das Emissionsprivileg erhielt, das 184810 auf das gesamte 
französische Mutterland ausgedehnt wurde. Das Privi leg der Bank-
notenemission, das erstmals im Jahre 1803 für eine bestimmte Zeit für 
Paris gewährt und dann im Jahre 1806 verlängert worden war, wurde 
durch die Gesetze vom 30. Juni 184011, vom 9. Juni 185712, vom 17. No-
vember 189713 und vom 20. Dezember 191814 jeweils für einige Jahrzehnte 
erneuert, wobei jede Erneuerung des Privilegs mi t Vorteilen für den 
Staat und Auflagen für die Bank verbunden war. So wurde die Bank 
verpflichtet,  stets mehr Dienstleistungen unentgeltlich für den Staat zu 
erbringen. Die Kredite und Abgaben an den Staat wurden allmählich 
erhöht, während die Zinsen für staatliche Kredite gesenkt wurden. 

Im Jahre 1936 wurde am 24. Ju l i 1 5 ein Gesetz erlassen, das den bisher 
tiefsten Eingriff  des Gesetzgebers in die Gesetze und Statuten der Bank 
bedeutete und die Einflußnahme des Staates auf die Organisation wesent-
lich verstärkte. Die 15 Regenten des Generalrates wurden durch 20 Bei-
räte ersetzt, von denen nur noch 2 von der Generalversammlung ernannt 
wurden und unter denen sich 9 Beamte befanden, teils als Vertreter ver-
schiedener Ministerien, teils als Mitglieder ex officio.  Diese Veränderung 

9 Jede Zweiganstalt wurde von einem Direktor (directeur), der vom Staats-
oberhaupt auf Vorschlag des Präsidenten der Banque de France ernannt wurde, 
geleitet. Sechs bis zwölf Berater (conseillers), entsprechend der Größe der 
Zweiganstalt, wurden vom Präsidenten der Bank gewählt und waren für die 
Durchführung  und Gestaltung der Operationen der Zweiganstalt verantwort-
lich. Sie bildeten mehrere Ausschüsse. Die drei Zensoren jeder Zweiganstalt 
wurden vom Generalrat der Bank gewählt. Die Ämter von Direktoren, Be-
ratern und Zensoren waren wie am Hauptsitz auch bei den Zweiganstalten nur 
Akt ionären der Bank vorbehalten. 

1 0 Cf. décrets du 27 avr i l et du 2 mai 1848, in : Dierschke,  K . und Müller,  F. 
(Hrsg.) : op. cit., S. 424 - 429. Vor Erlaß dieser Dekrete besaßen noch 9 Regional-
banken das Recht der Notenemission. — Der Vollständigkeit halber sei er-
wähnt, daß die Banque de France von 1860 - 1865 nicht alleinige Notenbank in 
Frankreich war ; denn infolge der Annexion Savoyens besaß auch die Bank von 
Savoyen das Emissionsrecht, bis sie 1865 mi t der Banque de France fusionierte. 

1 1 Cf. lo i du 30 j u i n 1840, in : Dierschke,  K . und Müller,  F. (Hrsg.): op. cit., 
S.407 - 409. 

1 2 Cf. lo i du 9 j u i n 1857, in : Dierschke,  K . und Müller,  F. (Hrsg.): op. cit., 
S.436 - 438. 

1 3 Cf. lo i du 17 novembre 1897, in : Dierschke,  K . und Müller,  F. (Hrsg.): op. 
cit., S. 493 - 497. 

1 4 Cf. lo i du 20 décembre 1918, in : Dierschke,  K . und Müller,  F. (Hrsg.): op. 
cit., S. 549 f. 

1 5 Cf. Banque de France (Hrsg.) : Codification des textes concernant la Banque 
de France, Décembre 1936, Paris o. J., Ar t . 19, 21 f., 25, 27 - 29, 31 f., 44, 46 f., 52, 
63,122 und 167 (Zitierweise fortan: Kodif ikat ion vom 31. Dezember 1936). 




